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Entzug der 
ausländischen

Lenkberechtigung

Einem Führerscheinbe-
sitzer wurde seine öster-
reichische Lenkberechti-
gung auf 14 Monate entzo-
gen, nachdem er in einem
durch Alkohol beeinträch-
tigten Zustand an einem
Verkehrsunfall mit Sach-
und Personenschaden betei-
ligt gewesen war. Erst
knapp fünf Monate später
erfuhr das Verkehrsamt
Wien, dass der Kfz-Lenker
überdies eine in der Tsche-
chischen Republik für die
Klasse B erteilte Lenkbe-
rechtigung besaß. Daraufhin
entzog die Bundespolizeidi-
rektion Wien dem Pkw-Fah-
rer auch seine tschechische
Lenkberechtigung für den-
selben Zeitraum.

Gegen die Entziehung
der tschechischen Lenkbe-
rechtigung erhob der Kfz-
Halter Berufung an den Un-
abhängigen Verwaltungsse-
nat, der den erstinstanzli-
chen Bescheid bestätigte:
Der Führerscheinbesitzer sei
zu Recht aufgefordert wor-
den, seinen tschechischen
Führerschein abzugeben, da
er in Graz geboren und
österreichischer Staatsan-
gehöriger sei und seinen
Hauptwohnsitz in Öster-
reich habe. Die „Frage der
möglichen Alkoholisierung“
sei hingegen „nicht erheb-
lich“.

Der Kfz-Lenker erhob
Beschwerde an den Verwal-
tungsgerichtshof. Letzterer
erörterte, dass sich die Ent-
ziehung einer Lenkberechti-
gung grundsätzlich nur auf
eine in Österreich erteilte
Lenkberechtigung beziehen
könne. Eine ausländische –

in einem anderen EWR-
Staat erteilte – Lenkberech-
tigung dürfe hingegen nur
ausnahmsweise entzogen
werden, wenn der Führer-
scheininhaber seinen Haupt-
wohnsitz nach Österreich
verlegt habe. „Die belangte
Behörde hat demgegen-
über“, so der Verwaltungs-
gerichtshof, „bereits aus der
österreichischen Staatsan-
gehörigkeit des Beschwer-
deführers und seinem
Hauptwohnsitz in Öster-
reich gefolgert, dass der
tschechische Führerschein
entzogen werden kann.“
„Wie der Regierungsvorlage
zum Führerscheingesetz
(714 BlgNR 20. GP, 45)
entnommen werden kann,
ist das Bestehen eines
Hauptwohnsitzes in Öster-
reich zwar notwendig, aber
noch nicht hinreichend“,
setzte das Höchstgericht fort
(siehe § 30 Absatz 3 Führer-
scheingesetz, vgl. VwGH
24.11.2005, Zl.

2004/11/0111). Richtiger-
weise hätte die belangte
Behörde Ermittlungen zu ei-
nem Wohnsitzwechsel des
Führerscheinbesitzers nach
Österreich durchführen
müssen. Der Verwaltungs-
gerichtshof verwies in die-
sem Zusammenhang auf
zwei im Verwaltungsakt er-
liegende Ausdrucke aus
dem Zentralen Melderegis-
ter, in denen von einem
langjährigen durchgehenden
Hauptwohnsitz in Öster-
reich auch für den Zeitpunkt
der Erteilung der ausländi-
schen Lenkberechtigung die
Rede sei. 

„Sollte der Beschwerde-
führer aber seinen Haupt-
wohnsitz nicht nach Öster-
reich verlegt haben, weil er
seinen Hauptwohnsitz in
Österreich gar nicht aufge-
geben hatte“, so liegen laut
VwGH nicht die Vorausset-
zungen für eine Entziehung
der ausländischen Lenkbe-
rechtigung (im Sinne des §

30 Absatz 3 Führerschein-
gesetz) vor, sondern allen-
falls diejenigen für ein
Lenkverbot (im Sinne des §
30 Absatz 1 Führerschein-
gesetz). Auch letzteres kä-
me aber nur in Frage, wenn
Verkehrsunzuverlässigkeit
des Betroffenen vorläge,
was zu prüfen gewesen wä-
re. Der Bescheid war daher
mit einem auf unrichtiger
Rechtsansicht beruhenden
Verfahrensmangel behaftet,
weshalb er aufgehoben wur-
de.

VwGH 2006/11/0022
25.4.2006

Alkoholisierte Kfz-Inbe-
triebnahme auf einem

Privatparkplatz

Ein Kfz-Inhaber wurde
wegen Inbetriebnahme sei-
nes Autos in einem durch
Alkohol beeinträchtigten
Zustand zu einer Geldstrafe
verurteilt. Der Alkomattest
hatte einen Alkoholgehalt
der Atemluft von 1,04 Milli-
gramm pro Liter ergeben. 

Der Verurteilte brachte
vor, der Abstellort seines
Fahrzeugs sei keine Straße
mit öffentlichem Verkehr,
sondern vielmehr ein „Pri-
vatparkplatz“ gewesen und
er habe den Motor lediglich
gestartet, um sich aufzuwär-
men.

Der Verwaltungsge-
richtshof teilte die Auffas-
sung des Beschwerdeführers
nicht. Er berief sich auf die
Feststellung des angefochte-
nen Bescheids, das Fahr-
zeug sei jedenfalls teilweise
auch auf dem Gehsteig und
der Gemeindestraße abge-
stellt gewesen. Zudem sei es
herrschende Judikatur, dass
das „Lenken“ eines Fahr-
zeugs im Sinne des § 5 Ab-

Eine ausländische Lenkberechtigung darf nur bei einer
Wohnsitzverlegung nach Österreich entzogen werden.

Straßenverkehr und Recht
Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs zu den Themen Führerscheinentzug 

und alkoholisierte Inbetriebnahme eines Kraftfahrzeugs auf einem Privatparkplatz.



satz 1 der Straßenverkehrs-
ordnung nicht voraussetze,
dass sich das Fahrzeug „zur
Gänze" auf einer öffentli-
chen Verkehrsfläche befin-
de (vgl. VwGH 27.2.2002,
Zl. 2001/03/0308); Gleiches
habe für das „in Betrieb
nehme“ zu gelten. Der Um-
stand, dass der Kfz-Inhaber
den Motor nur im Stand ha-
be laufen lassen, „um sich
aufzuwärmen“, sei rechtlich
unerheblich (vgl. VwGH
29.4.1976, Zl. 2264/65 =
ZVR 1977/91, VwGH
16.3.1994, Zl. 93/03/0204,
wo es um die Behauptung
der Beseitigung eines „Not-
stands“ ging). 

Die Beschwerde wurde
daher als unbegründet abge-
wiesen.

VwGH 2007/02/0060 
25.5.2007

Führerscheinentzug
bei gesundheitlichen

Problemen

Eine Kfz-Lenkerin wurde
unter Androhung der Ent-
ziehung ihrer Lenkberechti-
gung aufgefordert, sich bin-
nen zwei Wochen einer
amtsärztlichen Untersu-
chung zu unterziehen. Be-
gründet wurde dies damit,
bestimmte gesundheitliche
Beeinträchtigungen würden
zu Bedenken Anlass geben,
dass sie die gesundheitliche
Eignung zum Lenken von
Kraftfahrzeugen der Klasse
B nicht mehr besitze. 

Dieser Aufforderung
kam die Lenkerin nicht
nach, weshalb ihr die Lenk-
berechtigung für die Klasse
B entzogen und für den glei-
chen Zeitraum auch das
Lenken von Motorfahrrä-
dern, vierrädrigen Leicht-
kraftfahrzeugen oder Invali-
denkraftfahrzeugen verbo-
ten wurde.

Die Lenkerin erhob eine
Verwaltungsgerichtshofbe-
schwerde und brachte vor,
ihre Gehunfähigkeit habe
sie daran gehindert, der

amtsärztlichen Untersu-
chung nachzukommen. Sie
könne zwar „im Moment
nicht gehen“, dies werde
aber „sicher in einigen Mo-
naten behoben sein“.

Der VwGH erkannte da-
zu, dass die Rechtmäßigkeit
eines rechtskräftigen Auf-
forderungsbescheids im
Entziehungsverfahren nicht
mehr überprüft werden kön-
ne (vgl. VwGH 20.4.2004,
Zl. 2004/11/0015). Dem
Einwand der Beschwerde-
führerin hinsichtlich ihrer
Gehunfähigkeit stehe die
Rechtskraft des Aufforde-
rungsbescheids entgegen.

Anders verhalte es sich
laut VwGH jedoch mit dem
verfügten Lenkverbot: Das
Führerscheingesetz differen-
ziert hinsichtlich der ge-
sundheitlichen Eignung
nach dem Umfang der
Lenkberechtigung und er-
möglicht die Beurteilung
mit „bedingt geeignet“ be-
ziehungsweise „beschränkt
geeignet“ – falls der Betref-
fende nur unter Einschrän-
kungen oder nur hinsichtlich
eines bestimmten Fahrzeugs
geeignet ist – sowie die Ent-

ziehung oder Einschränkung
der Lenkberechtigung nur
hinsichtlich bestimmter
Klassen.

Unter Hinweis auf die
herrschende Judikatur führte
das Höchstgericht aus:
„Während die Frage der
Verkehrsunzuverlässigkeit
bei allen Kraftfahrzeugen
auf gleichem Weg zu be-
stimmen ist (vgl. VwGH
21.10.2004, Zl. 2002/11/
0166), kann die gesundheit-
liche Eignung zum Lenken
unterschiedlicher Kategori-
en von Kraftfahrzeugen
auch unterschiedlich beur-
teilt werden (vgl. VwGH
24.1.2006, Zl. 2004/11/0125
und 2004/11/0149).“ Das
Fehlen der gesundheitlichen
Eignung zum Lenken von
Kraftfahrzeugen der Grup-
pen 1 (das sind die Klassen
A, B, B+E, F) oder 2 (das
sind die Unterklassen C1,
C1+E, C, D, C+E, D+E und
G) impliziere daher nach
Auffassung des Höchstge-
richts nicht, dass auch die
gesundheitliche Eignung
zum Lenken von Motor-
fahrrädern, vierrädrigen
Leichtkraftfahrzeugen oder

Invalidenkraftfahrzeugen
fehle.

Der Lenkerin war in dem
in Rechtskraft erwachsenen
Aufforderungsbescheid aus-
drücklich nur die Entzie-
hung der Lenkberechtigung
angedroht worden. Damit
habe die Behörde laut
VwGH „zum Ausdruck ge-
bracht, dass sich die Beden-
ken hinsichtlich der gesund-
heitlichen Eignung nur auf
das Lenken von Kraftfahr-
zeugen jener Klasse, für die
die Beschwerdeführerin ei-
ne Lenkberechtigung besaß
(Klasse B), beziehen.“ Den-
noch sei der Lenkerin zu
Unrecht – über die Führer-
scheinklasse B hinaus –
auch das Lenken von Mo-
torfahrrädern, vierrädrigen
Leichtkraftfahrzeugen oder
Invalidenkraftfahrzeugen
verboten worden. Die be-
langte Behörde hat insofern
die Rechtslage verkannt.
Der angefochtene Bescheid
wurde deshalb wegen in-
haltlicher Rechtswidrigkeit
aufgehoben.

VwGH 2004/11/0230
23.5.2006

Valerie Kraus
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Führerscheinentzug wegen Alkoholisierung: „Lenken“ und „Inbetriebnahme“ eines 
Kraftfahrzeugs setzen nicht voraus, dass sich das Fahrzeug zur Gänze auf einer öffentlichen
Verkehrsfläche befindet.


